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Pkw mit Wohnanhänger 
 
(W1) wird mit seiner Fahrzeugkombination im Rahmen einer allgemeinen Verkehrs-
kontrolle auf der B 55 angehalten und überprüft. Dabei händigt er den 
einschreitenden Polizeibeamten seinen Führerschein und die Zulassungs-
bescheinigungen für beide Fahrzeuge aus: 
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Aufgabe: Beurteilen Sie den Sachverhalt aus fahrerlaubnisrechtlicher Sicht. 
 
 
 
1 Vorprüfung 
 
Zunächst ist zu prüfen, ob die FeV in der seit 24.08.2017 geltenden Fassung 
Anwendung findet? 
 
Hierzu ist das Ausstellungsdatum des vorgelegten Führerscheins zu ermitteln. Im 
vorliegenden Fall wurden die Fahrerlaubnisklassen am 16.10.2017 erteilt. Das 
Führerscheinmuster entspricht der FeV in der seit 24.08.2017 geltenden Fassung. 
Daraus ergibt sich, dass die FeV2017 einschlägig ist.  
 
Fraglich ist, ob die Fahrerlaubnisklasse B i.S.d. FeV2017 für das Führen der 
genannten Fahrzeugkombination ausreichend ist? 
 
 
 
2  Grundsatz der Fahrerlaubnispflicht  
 
Gemäß § 2 I Nr. 1 StVG bedarf derjenige, der auf öffentlichen Straßen(2.1) ein Kfz(2.2) 
führt(2.3) der Erlaubnis (Fahrerlaubnis) der zuständigen Behörde (Fahrerlaubnis-
behörde). 
 
 
2.1  Öffentlicher Verkehrsraum 
 
Definition 
 

Öffentlich i.S.d. Straßenverkehrsrechts sind zum einen alle nach dem 
Wegerecht des Bundes und der Länder dem allgemeinen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (= öffentlich-rechtlicher 
Verkehrsraum); zum anderen gehören auch die Verkehrsflächen dazu, 
auf denen ohne Rücksicht auf eine verwaltungsrechtliche Widmung oder 
auf die Eigentumsverhältnisse (Privatgrundstück) auf Grund aus-
drücklicher oder stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten 
die Benutzung durch einen unbestimmten Personenkreis zugelassen ist 
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(= tatsächlich-öffentlicher Verkehrsraum). 
Öffentlicher Verkehrsraum ist gegeben, wenn die Benutzung der in 
Rede stehenden Fläche zu Verkehrszwecken für jedermann oder einer 
allgemein bestimmten Personengruppe dauernd oder zeitweise möglich 
ist und auch tatsächlich und nicht nur gelegentlich von jedermann oder 
einer allgemein bestimmten Personengruppe benutzt wird. 

 
(W1) wird im Rahmen einer allgemeinen Verkehrskontrolle auf der B 55 angehalten 
und überprüft. Aufgrund dieser Formulierung ist die Annahme öffentlichen 
Verkehrsraums hinreichend gerechtfertigt. 
 
 
2.2  Kraftfahrzeug 
 
Definition Als Kfz gelten Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt 

werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein (Legaldefinition § 1 II 
StVG). 
 

Bei dem in Rede stehenden Pkw handelt es sich zweifelsohne um ein Kfz. 
 
 
2.3  Führen eines Kfz 
 
Definition Ein Fahrzeug führt, wer es selbst unter bestimmungsgemäßer 

Anwendung seiner Antriebskräfte unter eigener Allein- oder 
Mitverantwortung in Bewegung setzt, um es unter Handhabung seiner 
technischen Vorrichtungen während der Fahrbewegung durch den 
Verkehrsraum ganz oder wenigstens zum Teil zu leiten. 
Minimalbewegung ist erforderlich. 
 

Im vorliegenden Sachverhalt lenkt (W1) den Pkw unter bestimmungsgemäßer 
Anwendung der Antriebskräfte dieses Fahrzeugs. Da er alleine unterwegs ist, führt er 
es zudem in Alleinverantwortung. (W1) führt das Kfz i.S.d. Definition. 
 
 
2.4  Erlaubnis- und Ausweispflicht  
 
Inwieweit zum Führen eines Kfz eine Fahrerlaubnis erforderlich ist, ergibt sich aus § 
2 StVG und den ihn ausführenden Vorschriften der §§ 4 ff. FeV. Danach bedarf 
grundsätzlich jeder, der auf öffentlichen Straßen ein Kfz führt, der (Fahr-) Erlaubnis 
der zuständigen Behörde. Wer das Kfz einer Klasse führt, für die seine Fahrerlaubnis 
nicht gilt, führt es i.S.d. § 21 StVG ohne Fahrerlaubnis.  
 
Die hier einschlägigen Tatbestandsmerkmale wurden bereits oben zutreffend geprüft. 
 
In „Umkehr“ der Vorschrift des § 2 I StVG stellt § 1 FeV klar, dass zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen jeder zugelassen ist, soweit nicht für die Zulassung zu einzelnen 
Verkehrsarten eine Erlaubnis vorgeschrieben ist.  
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3 Ausnahmen von der Fahrerlaubnispflicht 
 
Letzteres ergibt sich aus § 4 I FeV. Gleichzeitig beschreibt diese Vorschrift 
abschließend die Ausnahmetatbestände (§ 4 I Satz 2 Nr. 1-3 FeV).  
 
Im vorliegenden Fall liegt jedoch ersichtlich kein Ausnahmetatbestand des § 4 I FeV 
vor.  
 
 
 
4 Einteilung der Fahrerlaubnisklassen 
 
Die Klasseneinteilung ergibt sich aus § 6 I FeV2017. Danach berechtigt die 
Fahrerlaubnisklasse B zum Führen von Kfz mit einer zGM von nicht mehr als 3500 
kg auch mit Anhänger von nicht mehr als 750 kg.  
 
Wird ein Anhänger mit einer zGM von mehr als 750 kg mitgeführt, darf  die zGM der 
Fahrzeugkombination 3500 kg nicht übersteigen. 
 
Der Pkw weist mit 1930 kg eine zGM von nicht mehr als 3500 kg auf. Damit unterfällt 
er der Fahrerlaubnisklasse B. Aufgrund des mitgeführten Anhängers, dessen zGM 
mehr als 750 kg beträgt, ist fraglich, ob die Fahrerlaubnisklasse B bei 
Zugrundelegung der im Sachverhalt genannten technischen Werte ausreicht oder ob 
nicht vielmehr die Fahrerlaubnisklasse BE einschlägig ist. 
 
Die Summe der zGM des Pkw (= 1930 kg) und des Anhängers (= 1470 kg) bleibt 
unterhalb der für Fahrzeugkombinationen erlaubten Grenze von 3500 kg (hier: 3400 
kg). Weitere Berechnungen sind –im Gegensatz zum alten Fahrerlaubnisrecht- nicht 
erforderlich. 
 
Daher darf (W1) die in Rede stehende Fahrzeugkombination mit Klasse B führen.  
 
Hinweis Anhand des der Klausur in Kopie beigefügten Führerscheins müssen 

die Bearbeiter selbständig herausarbeiten, dass (W1) im Besitz der 
Fahrerlaubnisklasse B und nicht, wie im Sachverhalt gefordert, der 
Klasse BE ist. 

 
 
 
5 Mitführ- und Aushändigungspflicht  des  Führerscheines 
 
Die Fahrerlaubnis ist gemäß § 4 II FeV durch eine amtliche Bescheinigung 
(Führerschein) nachzuweisen. 
 
Der Führerschein ist beim Führen von Kfz mitzuführen und zuständigen Personen 
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
 
Allgemeiner 
Hinweis 

Wird der Führerschein nicht mitgeführt oder zuständigen Personen auf 
Verlangen nicht zur Prüfung ausgehändigt, begeht der Kraftfahrzeug-
führer lediglich eine Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 4 II FeV i.V.m. § 75 Nr. 
4 FeV i.V.m. § 24 StVG (BKat Nr. 168; TBNR 204100 bzw. 204106; VG 
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10,- €); die Fahrerlaubnis selbst bleibt unangetastet. 
 

Dieser Verpflichtung ist (W1) nachgekommen.  
 
 
 
6 Besonderheiten 
 
entfällt 
 
 
 
7 Ergebnis 
 
 (W1) ist im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis Klasse B. 
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Pkw mit Wohnanhänger 
 
(W2) wird mit seiner Fahrzeugkombination im Rahmen einer allgemeinen Verkehrs-
kontrolle auf der B 55 angehalten und überprüft. Dabei händigt er den 
einschreitenden Polizeibeamten seinen Führerschein und die Zulassungs-
bescheinigungen für beide Fahrzeuge aus: 
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Aufgabe: Beurteilen Sie den Sachverhalt aus fahrerlaubnisrechtlicher Sicht. 
 
 
 
1 Vorprüfung 
 
Zunächst ist zu prüfen, ob die FeV in der seit 24.08.2017 geltenden Fassung 
Anwendung findet? 
 
Hierzu ist das Ausstellungsdatum des vorgelegten Führerscheins zu ermitteln. Im 
vorliegenden Fall wurden die Fahrerlaubnisklassen am 29.03.2006 erteilt. Das 
Führerscheinmuster entspricht der FeV in der bis zum 18.01.2013 geltenden 
Fassung. Daraus ergibt sich, dass die FeV2005 einschlägig ist.  
 
Gemäß § 6 VI FeV2017 bleiben Fahrerlaubnisse, die bis zum Ablauf des 23.08.2017 
erteilt worden sind (Fahrerlaubnisse alten Rechts) im Umfang der bisherigen 
Berechtigung, wie er sich aus Anlage 3 ergibt, bestehen und erstrecken sich 
vorbehaltlich der Bestimmungen in § 76 FeV2013 auf den Umfang der ab dem 
24.08.2017 geltenden Fahrerlaubnisse nach § 6 I FeV2017. 
 
Fraglich ist, ob die Fahrerlaubnisklasse B i.S.d. FeV2005  für das Führen der 
genannten Fahrzeugkombination ausreichend ist? 
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2 
 
Gemäß § 2 I Nr. 1 StVG bedarf derjenige, der auf öffentlichen Straßen(2.1) ein Kfz(2.2) 
führt(2.3) der Erlaubnis (Fahrerlaubnis) der zuständigen Behörde (Fahrerlaubnis-
behörde). 
 
 
2.1  Öffentlicher Verkehrsraum 
 
Definition 
 

Öffentlich i.S.d. Straßenverkehrsrechts sind zum einen alle nach dem 
Wegerecht des Bundes und der Länder dem allgemeinen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (= öffentlich-rechtlicher 
Verkehrsraum); zum anderen gehören auch die Verkehrsflächen dazu, 
auf denen ohne Rücksicht auf eine verwaltungsrechtliche Widmung oder 
auf die Eigentumsverhältnisse (Privatgrundstück) auf Grund aus-
drücklicher oder stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten 
die Benutzung durch einen unbestimmten Personenkreis zugelassen ist 
(= tatsächlich-öffentlicher Verkehrsraum). 
Öffentlicher Verkehrsraum ist gegeben, wenn die Benutzung der in 
Rede stehenden Fläche zu Verkehrszwecken für jedermann oder einer 
allgemein bestimmten Personengruppe dauernd oder zeitweise möglich 
ist und auch tatsächlich und nicht nur gelegentlich von jedermann oder 
einer allgemein bestimmten Personengruppe benutzt wird. 
 

 
(W2) wird im Rahmen einer allgemeinen Verkehrskontrolle auf der B 55 angehalten 
und überprüft. Aufgrund dieser Formulierung ist die Annahme öffentlichen 
Verkehrsraums hinreichend gerechtfertigt. 
 
 
2.2  Kraftfahrzeug 
 
Definition Als Kfz gelten Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt 

werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein (Legaldefinition § 1 II 
StVG). 
 

Bei dem in Rede stehenden Pkw handelt es sich zweifelsohne um ein Kfz. 
 
 
2.3  Führen eines Kfz 
 
Definition Ein Fahrzeug führt, wer es selbst unter bestimmungsgemäßer 

Anwendung seiner Antriebskräfte unter eigener Allein- oder 
Mitverantwortung in Bewegung setzt, um es unter Handhabung seiner 
technischen Vorrichtungen während der Fahrbewegung durch den 
Verkehrsraum ganz oder wenigstens zum Teil zu leiten. 
Minimalbewegung ist erforderlich. 
 

Im vorliegenden Sachverhalt lenkt (W2) den Pkw unter bestimmungsgemäßer 
Anwendung der Antriebskräfte dieses Fahrzeugs. Da er alleine unterwegs ist, führt er 
es zudem in Alleinverantwortung. (W2) führt das Kfz i.S.d. Definition. 
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2.4  Erlaubnis- und Ausweispflicht  
 
Inwieweit zum Führen eines Kfz eine Fahrerlaubnis erforderlich ist, ergibt sich aus § 
2 StVG und den ihn ausführenden Vorschriften der §§ 4 ff. FeV. Danach bedarf 
grundsätzlich jeder, der auf öffentlichen Straßen ein Kfz führt, der (Fahr-) Erlaubnis 
der zuständigen Behörde. Wer das Kfz einer Klasse führt, für die seine Fahrerlaubnis 
nicht gilt, führt es i.S.d. § 21 StVG ohne Fahrerlaubnis.  
 
Die hier einschlägigen Tatbestandsmerkmale wurden bereits oben zutreffend geprüft. 
In „Umkehr“ der Vorschrift des § 2 I StVG stellt § 1 FeV klar, dass zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen jeder zugelassen ist, soweit nicht für die Zulassung zu einzelnen 
Verkehrsarten eine Erlaubnis vorgeschrieben ist.  
 
 
 
3 Ausnahmen von der Fahrerlaubnispflicht 
 
Letzteres ergibt sich aus § 4 I FeV. Gleichzeitig beschreibt diese Vorschrift 
abschließend die Ausnahmetatbestände (§ 4 I Satz 2 Nr. 1-3 FeV).  
 
Im vorliegenden Fall liegt jedoch ersichtlich kein Ausnahmetatbestand des § 4 I FeV 
vor.  
 
 
 
4 Einteilung der Fahrerlaubnisklassen 
 
Die Klasseneinteilung ergibt sich aus § 6 I FeV2013. Danach berechtigt die 
Fahrerlaubnisklasse B zum Führen von Kfz mit einer zGM von nicht mehr als 3500 
kg auch mit Anhänger von nicht mehr als 750 kg.  
 
Wird ein Anhänger mit einer zGM von mehr als 750 kg mitgeführt, darf  die zGM der 
Fahrzeugkombination 3500 kg nicht übersteigen. 
 
Der Pkw weist mit 1930 kg eine zGM von nicht mehr als 3500 kg auf. Damit unterfällt 
er der Fahrerlaubnisklasse B. Aufgrund des mitgeführten Anhängers, dessen zGM 
mehr als 750 kg beträgt, ist fraglich, ob die Fahrerlaubnisklasse B bei 
Zugrundelegung der im Sachverhalt genannten technischen Werte ausreicht oder ob 
nicht vielmehr die Fahrerlaubnisklasse BE einschlägig ist. 
 
Die Summe der zGM des Pkw (= 1930 kg) und des Anhängers (= 1470 kg) bleibt 
unterhalb der für Fahrzeugkombinationen erlaubten Grenze von 3500 kg. Weitere 
Berechnungen sind –im Gegensatz zum alten Fahrerlaubnisrecht- nicht erforderlich. 
 
Daher darf (W2) die in Rede stehende Fahrzeugkombination mit Klasse B führen.  
 
Hinweis Anhand des der Klausur in Kopie beigefügten Führerscheins müssen 

die Bearbeiter selbstständig herausarbeiten, dass (W2) im Besitz der 
Fahrerlaubnisklasse B ist. 
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5 Mitführ- und Aushändigungspflicht  des  Führerscheines 
 
Die Fahrerlaubnis ist gemäß § 4 II FeV2013 durch eine gültige amtliche Bescheinigung 
(Führerschein) nachzuweisen. 
Der Führerschein ist beim Führen von Kfz mitzuführen und zuständigen Personen 
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
 
Allgemeiner 
Hinweis 

Wird der Führerschein nicht mitgeführt oder zuständigen Personen auf 
Verlangen nicht zur Prüfung ausgehändigt, begeht der Kraftfahrzeug-
führer lediglich eine Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 4 II FeV i.V.m. § 75 Nr. 
4 FeV i.V.m. § 24 StVG (BKat Nr. 168; TBNR 204100 bzw. 204106; VG 
10,- €); die Fahrerlaubnis selbst bleibt unangetastet. 
 

Dieser Verpflichtung ist (W2) nachgekommen.  
 
 
 
6 Besonderheiten 
 
hier: Fahrerlaubnis nach altem Recht (§ 6 VI FeV2013; § 6 I FeV1999) 
 
Fahrerlaubnisse alten Rechts bleiben im Umfang der bisherigen Berechtigung, wie er 
sich aus Anlage 3 ergibt, bestehen und erstrecken sich vorbehaltlich der 
Bestimmungen in § 76 FeV2017 auf den Umfang der ab dem 24.08.2017 geltenden 
Fahrerlaubnisse nach § 6 I FeV2017. 
 
Der Berechtigungsumfang alter Fahrerlaubnisse richtet sich nach der Formulierung 
des § 6 VI FeV2017 jetzt nicht mehr alleine nach den in der FeV2005, FeV1999, StVZO 
oder den Vorschriften der ehemaligen DDR dort beschriebenen alten 
Fahrerlaubnisklassen sondern zusätzlich auch nach dem Ergebnis der Umrechnung 
in die neuen Fahrerlaubnisklassen entsprechend Anlage 3 FeV2017. Dadurch werden 
sowohl die Besitzstandsmehrungen erfasst als auch den geänderten 
Klassenzuschnitten Rechnung getragen. Letzteres wird durch Zuweisung 
entsprechender Schlüsselzahlen der Anlage 9 erreicht. Der neue 
Berechtigungsumfang ist in Anlage 3 Fev2017 unter „Fahrerlaubnisklassen (neu)“ ggf. 
i.V.m. den zugehörigen Schlüsselzahlen ausgewiesen. 
 
Damit erlangt die Anlage 3 zentrale Bedeutung für die Besitzstandsregelungen, denn 
sie legt den zumeist erweiterten Umfang der alten Fahrerlaubnis durch Zuweisung 
der entsprechenden neuen Klassen nach der FeV2017 fest. 
 
 
6.1  Anlage 3 
 
Im vorliegenden Fall ist (W2) im Besitz u.a. der Fahrerlaubnisklasse B-alt. 
 
Gemäß § 6 VI FeV2017 Anlage 3 erstreckt sich der Berechtigungsumfang sowohl auf 
die in der Tabelle (linke Spalte) aufgeführten einschlägigen alten 
Fahrerlaubnisklassen als auch zusätzlich auf die in der rechten Spalte gelisteten 
neuen Fahrerlaubnisklassen wie folgt:  
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Alte Fahrerlaubnisklasse Fahrerlaubnisklasse i.S.d. FeV2017 

 
B A  (79.03), A (79.04), A1 (79.03), A1 (79.04), AM, B, L  

 
 
Danach darf der Inhaber der vorgenannten alten Fahrerlaubnis sowohl die Rechte in 
Anspruch nehmen, die ihm die neue FeV2017 bietet als auch diejenigen, die ihm unter 
der Regelung der FeV2005 zustanden. Letztere sind allerdings durch die 
Schlüsselzahlen zur neuen FeV2017 bereits mit abgedeckt. 
 
Nach Umrechnung darf er die Rechte in Anspruch nehmen, die ihm die neue FeV2017 
bietet. Danach ist er also im Besitz der neuen Fahrerlaubnisklasse B. Hierzu hatten 
wir bereits oben festgestellt, dass dies ausreicht. 
 
 
 
7 Zwischenergebnis 
 
(W2) ist im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis. 
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Pkw mit Wohnanhänger 
 
(W3) wird mit seiner Fahrzeugkombination im Rahmen einer allgemeinen Verkehrs-
kontrolle auf der B 55 angehalten und überprüft. Dabei händigt er den 
einschreitenden Polizeibeamten seinen Führerschein und die Zulassungs-
bescheinigungen für beide Fahrzeuge aus: 
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Aufgabe: Beurteilen Sie den Sachverhalt aus fahrerlaubnisrechtlicher Sicht. 
 
 
 
1 Vorprüfung 
 
Zunächst ist zu prüfen, ob die FeV in der seit 24.08.2017 geltenden Fassung 
Anwendung findet? 
 
Hierzu ist das Ausstellungsdatum des vorgelegten Führerscheins zu ermitteln. Im 
vorliegenden Fall erwarb der Fahrerlaubnisinhaber die aufgeführten Fahrerlaubnis-
klassen am 30.06.1966. Daraus und aus der Vorlage des sog. „Grauen Lappens“ 
ergibt sich, dass die Regelungen der StVZO in der bis 31.12.1998 geltenden 
Fassung einschlägig sind.    
 
Gemäß § 6 VI FeV2013 bleiben Fahrerlaubnisse, die bis zum Ablauf des 23.08.2017 
erteilt worden sind (Fahrerlaubnisse alten Rechts) im Umfang der bisherigen 
Berechtigung, wie er sich aus Anlage 3 ergibt, bestehen und erstrecken sich 
vorbehaltlich der Bestimmungen in § 76 FeV2017 auf den Umfang der ab dem 
24.08.2017 geltenden Fahrerlaubnisse nach § 6 I FeV2017. 
 
Fraglich ist, ob die Fahrerlaubnisklasse 3 für das Führen der genannten Fahrzeug-
kombination ausreichend ist?  
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2  Grundsatz der Fahrerlaubnispflicht  
 
Gemäß § 2 I Nr. 1 StVG bedarf derjenige, der auf öffentlichen Straßen(2.1) ein Kfz(2.2) 
führt(2.3) der Erlaubnis (Fahrerlaubnis) der zuständigen Behörde (Fahrerlaubnis-
behörde). 
 
 
2.1  Öffentlicher Verkehrsraum 
 
Definition 
 

Öffentlich i.S.d. Straßenverkehrsrechts sind zum einen alle nach dem 
Wegerecht des Bundes und der Länder dem allgemeinen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (= öffentlich-rechtlicher 
Verkehrsraum); zum anderen gehören auch die Verkehrsflächen dazu, 
auf denen ohne Rücksicht auf eine verwaltungsrechtliche Widmung oder 
auf die Eigentumsverhältnisse (Privatgrundstück) auf Grund aus-
drücklicher oder stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten 
die Benutzung durch einen unbestimmten Personenkreis zugelassen ist 
(= tatsächlich-öffentlicher Verkehrsraum). 
Öffentlicher Verkehrsraum ist gegeben, wenn die Benutzung der in 
Rede stehenden Fläche zu Verkehrszwecken für jedermann oder einer 
allgemein bestimmten Personengruppe dauernd oder zeitweise möglich 
ist und auch tatsächlich und nicht nur gelegentlich von jedermann oder 
einer allgemein bestimmten Personengruppe benutzt wird. 
 

(W3) wird im Rahmen einer allgemeinen Verkehrskontrolle auf der B 55 angehalten 
und überprüft. Aufgrund dieser Formulierung ist die Annahme öffentlichen 
Verkehrsraums hinreichend gerechtfertigt. 
 
 
2.2  Kraftfahrzeug 
 
Definition Als Kfz gelten Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt 

werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein (Legaldefinition § 1 II 
StVG). 
 

Bei dem in Rede stehenden Pkw handelt es sich zweifelsohne um ein Kfz. 
 
 
2.3  Führen eines Kfz 
 
Definition Ein Fahrzeug führt, wer es selbst unter bestimmungsgemäßer 

Anwendung seiner Antriebskräfte unter eigener Allein- oder 
Mitverantwortung in Bewegung setzt, um es unter Handhabung seiner 
technischen Vorrichtungen während der Fahrbewegung durch den 
Verkehrsraum ganz oder wenigstens zum Teil zu leiten. 
Minimalbewegung ist erforderlich. 
 

Im vorliegenden Sachverhalt lenkt (W3) den Pkw unter bestimmungsgemäßer 
Anwendung der Antriebskräfte dieses Fahrzeugs. Da er alleine unterwegs ist, führt er 
es zudem in Alleinverantwortung. (W3) führt das Kfz i.S.d. Definition. 
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2.4  Erlaubnis- und Ausweispflicht  
 
Inwieweit zum Führen eines Kfz eine Fahrerlaubnis erforderlich ist, ergibt sich aus § 
2 StVG und den ihn ausführenden Vorschriften der §§ 4 ff. FeV. Danach bedarf 
grundsätzlich jeder, der auf öffentlichen Straßen ein Kfz führt, der (Fahr-) Erlaubnis 
der zuständigen Behörde. Wer das Kfz einer Klasse führt, für die seine Fahrerlaubnis 
nicht gilt, führt es i.S.d. § 21 StVG ohne Fahrerlaubnis.  
 
Die hier einschlägigen Tatbestandsmerkmale wurden bereits oben zutreffend geprüft. 
 
In „Umkehr“ der Vorschrift des § 2 I StVG stellt § 1 FeV klar, dass zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen jeder zugelassen ist, soweit nicht für die Zulassung zu einzelnen 
Verkehrsarten eine Erlaubnis vorgeschrieben ist.  
 
 
 
3 Ausnahmen von der Fahrerlaubnispflicht 
 
Letzteres ergibt sich aus § 4 I FeV. Gleichzeitig beschreibt diese Vorschrift 
abschließend die Ausnahmetatbestände (§ 4 I Satz 2 Nr. 1-3 FeV).  
 
Im vorliegenden Fall liegt jedoch ersichtlich kein Ausnahmetatbestand des § 4 I FeV 
vor.  
 
 
 
4 Einteilung der Fahrerlaubnisklassen 
 
Die Klasseneinteilung ergibt sich aus § 6 I FeV2013. Danach berechtigt die 
Fahrerlaubnisklasse B zum Führen von Kfz mit einer zGM von nicht mehr als 3500 
kg auch mit Anhänger von nicht mehr als 750 kg.  
 
Wird ein Anhänger mit einer zGM von mehr als 750 kg mitgeführt, darf  die zGM der 
Fahrzeugkombination 3500 kg nicht übersteigen. 
 
Der Pkw weist mit 1930 kg eine zGM von nicht mehr als 3500 kg auf. Damit unterfällt 
er der Fahrerlaubnisklasse B. Aufgrund des mitgeführten Anhängers, dessen zGM 
mehr als 750 kg beträgt, ist fraglich, ob die Fahrerlaubnisklasse B bei 
Zugrundelegung der im Sachverhalt genannten technischen Werte ausreicht oder ob 
nicht vielmehr die Fahrerlaubnisklasse BE einschlägig ist. 
 
Die Summe der zGM des Pkw (= 1930 kg) und des Anhängers (= 1470 kg) bleibt 
unterhalb der für Fahrzeugkombinationen erlaubten Grenze von 3500 kg. Weitere 
Berechnungen sind –im Gegensatz zum alten Fahrerlaubnisrecht- nicht erforderlich. 
 
Daher darf (W3) die in Rede stehende Fahrzeugkombination mit Klasse B führen.  
 
Hinweis Anhand des der Klausur in Kopie beigefügten Führerscheins müssen 

die Bearbeiter selbstständig herausarbeiten, dass (W3) im Besitz der 
Fahrerlaubnisklasse 3 ist. 
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5 Mitführ- und Aushändigungspflicht  des  Führerscheines 
 
Die Fahrerlaubnis ist gemäß § 4 II FeV2013 durch eine gültige amtliche Bescheinigung 
(Führerschein) nachzuweisen. 
 
Der Führerschein ist beim Führen von Kfz mitzuführen und zuständigen Personen 
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
 
Allgemeiner 
Hinweis 

Wird der Führerschein nicht mitgeführt oder zuständigen Personen auf 
Verlangen nicht zur Prüfung ausgehändigt, begeht der Kraftfahrzeug-
führer lediglich eine Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 4 II FeV i.V.m. § 75 Nr. 
4 FeV i.V.m. § 24 StVG (BKat Nr. 168; TBNR 204100 bzw. 204106; VG 
10,- €); die Fahrerlaubnis selbst bleibt unangetastet. 
 

Dieser Verpflichtung ist (W3) nachgekommen.  
 
 
 
6 Besonderheiten 
 
hier: Fahrerlaubnis nach altem Recht (§ 6 VI FeV2017; § 5 StVZO-alt) 
 
Fahrerlaubnisse alten Rechts bleiben im Umfang ihrer bisherigen Berechtigung, wie 
er sich aus Anlage 3 FeV2017 ergibt, bestehen und erstrecken sich vorbehaltlich der 
Bestimmungen des § 76 FeV2017 auf den Umfang der ab 24.08.207 geltenden 
Fahrerlaubnisse nach § 6 I FeV2017. 
 
Der Berechtigungsumfang alter Fahrerlaubnisse richtet sich nach der Formulierung 
des § 6 VI FeV2017 jetzt nicht mehr alleine nach den in der FeV2005, FeV1999, StVZO 
oder den Vorschriften der ehemaligen DDR dort beschriebenen alten 
Fahrerlaubnisklassen sondern zusätzlich auch nach dem Ergebnis der Umrechnung 
in die neuen Fahrerlaubnisklassen entsprechend Anlage 3 FeV2017. Dadurch werden 
sowohl die Besitzstandsmehrungen erfasst als auch den geänderten Klassen-
zuschnitten Rechnung getragen. Letzteres wird durch Zuweisung entsprechender 
Schlüsselzahlen der Anlage 9 erreicht. Der neue Berechtigungsumfang ist in Anlage 
3 Fev2017 unter „Fahrerlaubnisklassen (neu)“ ggf. i.V.m. den zugehörigen Schlüssel-
zahlen ausgewiesen. 
 
Damit erlangt die Anlage 3 zentrale Bedeutung für die Besitzstandsregelungen, denn 
sie legt den zumeist erweiterten Umfang der alten Fahrerlaubnis durch Zuweisung 
der entsprechenden neuen Klassen nach der FeV2017 fest. 
 
Im vorliegenden Fall ist (W3) im Besitz der Fahrerlaubnisklasse 3. 
 
Gemäß § 6 VI FeV2013 Anlage 3 erstreckt sich der Berechtigungsumfang sowohl auf 
die in der Tabelle (linke Spalte) aufgeführten einschlägigen alten 
Fahrerlaubnisklassen als auch zusätzlich auf die in der rechten Spalte gelisteten 
neuen Fahrerlaubnisklassen wie folgt:  
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Alte Fahrerlaubnisklasse Fahrerlaubnisklasse i.S.d. FeV2017 
 

3 A (79.03), A (79.04), A1 (79.03), A1 (79.04), AM, B, BE 
(79.06), C1 (171), C1E, L (174), L (175) 
 

 
Danach darf der Inhaber der vorgenannten alten Fahrerlaubnis sowohl die Rechte in 
Anspruch nehmen, die ihm die neue FeV2017 bietet als auch diejenigen, die ihm unter 
der Regelung der StVZO zustanden. Letztere sind allerdings durch die 
Schlüsselzahlen zur neuen FeV2017 bereits mit abgedeckt. 
 
Die Anlage 3 Kapitel A I lfd. Nr. 17 weist in der Spalte „Fahrerlaubnisklassen neu“ die 
Klassen u.a. B und BE aus. Im vorliegenden Sachverhalt ist die Klasse B erforderlich. 
Diese ist hier mit abgedeckt. 
 
 
 
 
7 Ergebnis 
 
(W3) ist im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis. 
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Pkw mit Wohnanhänger 
 
Wilfried K. wird mit seiner Fahrzeugkombination im Rahmen einer allgemeinen 
Verkehrskontrolle auf der B 55 angehalten und überprüft.  
 
Wilfried K., deutscher Staatsbürger mit Wohnsitz in Kerkrade (Niederlande) fuhr 
jahrelang arbeitstäglich zu seiner Arbeitsstelle nach Aachen. Am 01.02.2012 meldete 
er sich mit seiner Familie wieder in dieser seiner Geburtsstadt Aachen an. Seitdem 
wohnt er in der Alemannia – Straße. 
 
Dabei händigt er den einschreitenden Polizeibeamten seinen Führerschein und die 
Zulassungsbescheinigungen für beide Fahrzeuge aus: 
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Aufgabe: Beurteilen Sie den Sachverhalt aus fahrerlaubnisrechtlicher Sicht. 
 
 
 
1 Vorprüfung 
 
Fraglich ist, ob die niederländische Fahrerlaubnisklasse B/BE für das Führen der 
Fahrzeugkombination in Deutschland ausreichend ist?   
 
Darüber hinaus ist aber auch bei den EU-Fahrerlaubnissen zu prüfen, ob die 
Bestimmungen entsprechend der 2. oder der 3. Führerscheinrichtlinie, also die 
nationalen Fahrerlaubnisbestimmungen in der vor oder seit 19.01.2013 geltenden 
Fassung Anwendung finden? 
 
Hierzu ist das Ausstellungsdatum des vorgelegten Führerscheins zu ermitteln. Im 
vorliegenden Fall ist dies der 18.03.2010. Daraus ergibt sich, dass die nationalen 
Fahrerlaubnisbestimmungen alter Fassung i.S.d. 2. Führerscheinrichtlinie einschlägig 
sind.  
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Ungeklärt bleibt aber, ob das niederländische Fahrerlaubnisrecht analog zum 
deutschen Fahrerlaubnisrecht auch über Besitzstandsregelungen verfügt, die den 
Umfang der bisherigen Fahrberechtigung garantieren. Das setzt profunde Kenntnisse 
des niederländischen Fahrerlaubnisrechts voraus, die hier nicht vorhanden sind.  
 
 
 
2  Grundsatz der Fahrerlaubnispflicht  
 
Gemäß § 2 I Nr. 1 StVG bedarf derjenige, der auf öffentlichen Straßen(2.1) ein Kfz(2.2) 
führt(2.3) der Erlaubnis (Fahrerlaubnis) der zuständigen Behörde (Fahrerlaubnis-
behörde). 
 
 
2.1  Öffentlicher Verkehrsraum 
 
Definition 
 

Öffentlich i.S.d. Straßenverkehrsrechts sind zum einen alle nach dem 
Wegerecht des Bundes und der Länder dem allgemeinen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (= öffentlich-rechtlicher 
Verkehrsraum); zum anderen gehören auch die Verkehrsflächen dazu, 
auf denen ohne Rücksicht auf eine verwaltungsrechtliche Widmung oder 
auf die Eigentumsverhältnisse (Privatgrundstück) auf Grund aus-
drücklicher oder stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten 
die Benutzung durch einen unbestimmten Personenkreis zugelassen ist 
(= tatsächlich-öffentlicher Verkehrsraum). 
Öffentlicher Verkehrsraum ist gegeben, wenn die Benutzung der in 
Rede stehenden Fläche zu Verkehrszwecken für jedermann oder einer 
allgemein bestimmten Personengruppe dauernd oder zeitweise möglich 
ist und auch tatsächlich und nicht nur gelegentlich von jedermann oder 
einer allgemein bestimmten Personengruppe benutzt wird. 
 

 
Wilfried K. wird im Rahmen einer allgemeinen Verkehrskontrolle auf der B 55 
angehalten und überprüft. Aufgrund dieser Formulierung ist die Annahme 
öffentlichen Verkehrsraums hinreichend gerechtfertigt. 
 
 
2.2  Kraftfahrzeug 
 
Definition Als Kfz gelten Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt 

werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein (Legaldefinition § 1 II 
StVG). 
 

Bei dem in Rede stehenden Pkw handelt es sich zweifelsohne um ein Kfz. 
 
 
2.3  Führen eines Kfz 
 
Definition Ein Fahrzeug führt, wer es selbst unter bestimmungsgemäßer 

Anwendung seiner Antriebskräfte unter eigener Allein- oder 
Mitverantwortung in Bewegung setzt, um es unter Handhabung seiner 
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technischen Vorrichtungen während der Fahrbewegung durch den 
Verkehrsraum ganz oder wenigstens zum Teil zu leiten. 
Minimalbewegung ist erforderlich. 
 

Im vorliegenden Sachverhalt lenkt Wilfried K. den Pkw unter bestimmungsgemäßer 
Anwendung der Antriebskräfte dieses Fahrzeugs. Da er alleine unterwegs ist, führt er 
es zudem in Alleinverantwortung. Wilfried K. führt das Kfz i.S.d. Definition. 
 
 
2.4  Erlaubnis- und Ausweispflicht  
 
Inwieweit zum Führen eines Kfz eine Fahrerlaubnis erforderlich ist, ergibt sich aus § 
2 StVG und den ihn ausführenden Vorschriften der §§ 4 ff. FeV. Danach bedarf 
grundsätzlich jeder, der auf öffentlichen Straßen ein Kfz führt, der (Fahr-) Erlaubnis 
der zuständigen Behörde. Wer das Kfz einer Klasse führt, für die seine Fahrerlaubnis 
nicht gilt, führt es i.S.d. § 21 StVG ohne Fahrerlaubnis.  
 
Die hier einschlägigen Tatbestandsmerkmale wurden bereits oben zutreffend geprüft. 
 
In „Umkehr“ der Vorschrift des § 2 I StVG stellt § 1 FeV klar, dass zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen jeder zugelassen ist, soweit nicht für die Zulassung zu einzelnen 
Verkehrsarten eine Erlaubnis vorgeschrieben ist.  
 
 
 
3 Ausnahmen von der Fahrerlaubnispflicht 
 
Letzteres ergibt sich aus § 4 I FeV. Gleichzeitig beschreibt diese Vorschrift 
abschließend die Ausnahmetatbestände (§ 4 I Satz 2 Nr. 1-3 FeV).  
 
Im vorliegenden Fall liegt jedoch ersichtlich kein Ausnahmetatbestand des § 4 I FeV 
vor.  
 
 
 
4 Einteilung der Fahrerlaubnisklassen 
 
Die Klasseneinteilung ergibt sich aus § 6 I FeV. Danach berechtigt die 
Fahrerlaubnisklasse B zum Führen von Kfz mit einer zGM von nicht mehr als 3500 
kg auch mit Anhänger von nicht mehr als 750 kg.  
 
Wird ein Anhänger mit einer zGM von mehr als 750 kg mitgeführt, darf  die zGM der 
Fahrzeugkombination 3500 kg nicht übersteigen. 
 
Der Pkw weist mit 1930 kg eine zGM von nicht mehr als 3500 kg auf. Damit unterfällt 
er der Fahrerlaubnisklasse B. Aufgrund des mitgeführten Anhängers, dessen zGM 
mehr als 750 kg beträgt, ist fraglich, ob die Fahrerlaubnisklasse B bei 
Zugrundelegung der im Sachverhalt genannten technischen Werte ausreicht oder ob 
nicht vielmehr die Fahrerlaubnisklasse BE einschlägig ist. 
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Die Summe der zGM des Pkw (= 1930 kg) und des Anhängers (= 1470 kg) bleibt 
unterhalb der für Fahrzeugkombinationen erlaubten Grenze von 3500 kg. Weitere 
Berechnungen sind –im Gegensatz zum alten Fahrerlaubnisrecht- nicht erforderlich. 
 
Daher darf Wilfried K. die in Rede stehende Fahrzeugkombination mit Klasse B 
führen.  
 
 
Hinweis Anhand des der Klausur in Kopie beigefügten Führerscheins müssen 

die Bearbeiter selbstständig herausarbeiten, dass Wilfried K. im Besitz 
der Fahrerlaubnisklasse B und BE ist. 

 
 
 
1.5 Mitführ- und Aushändigungspflicht  des  Führerscheines 
 
Die Fahrerlaubnis ist gemäß § 4 II FeV durch eine amtliche Bescheinigung 
(Führerschein) nachzuweisen. 
 
Der Führerschein ist beim Führen von Kfz mitzuführen und zuständigen Personen 
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
 
Allgemeiner 
Hinweis 

Wird der Führerschein nicht mitgeführt oder zuständigen Personen auf 
Verlangen nicht zur Prüfung ausgehändigt, begeht der Kraftfahrzeug-
führer lediglich eine Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 4 II FeV i.V.m. § 75 Nr. 
4 FeV i.V.m. § 24 StVG (BKat Nr. 168; TBNR 204100 bzw. 204106; VG 
10,- €); die Fahrerlaubnis selbst bleibt unangetastet. 
 

Dieser Verpflichtung ist Wilfried K. nachgekommen.  
 
 
 
4.6 Besonderheiten 
 
hier: EU-/EWR - Fahrerlaubnis 
 
 
4.6.1 Die Regelung des § 29 FeV 
 
Im Hinblick auf die Stellung des Straftatbestandes des § 21 StVG innerhalb des StVG 
kann es keinem Zweifel unterliegen, dass das Tatbestandsmerkmal der 
„erforderlichen Fahrerlaubnis“ auf die zuvor genannte Vorschrift des § 2 StVG Bezug 
nimmt. Gemeint ist also die von der zuständigen deutschen Behörde erteilte 
Fahrerlaubnis. Daraus folgt zwingend, dass derjenige, der statt einer solchen 
Fahrerlaubnis nur eine ausländische Fahrberechtigung besitzt, grundsätzlich ohne 
Fahrerlaubnis i.S.d. § 21 StVG fährt.  
Etwas anderes gilt nur dann, wenn diese ausländische Fahrerlaubnis ihn abweichend 
von den in § 2 StVG getroffenen Regelungen zum Führen von Kfz auch im Inland 
berechtigt: 
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Die Berechtigung, mit einer ausländischen Fahrerlaubnis in der Bundesrepublik 
Deutschland Kfz zu führen, erwächst aus der Vorschrift des § 29 I FeV sowohl für 
Inhaber einer EU-/EWR – Fahrerlaubnis als auch sonstiger ausländischer 
Fahrerlaubnisse (Dritt- / Listenstaaten).  
 
Die Nationalität des Fahrerlaubnisinhabers spielt dabei keine Rolle, das heißt, auch 
ein Deutscher (hier: Wilfried K.) kann in diesem Sinne ausländischer Kraftfahr-
zeugführer sein 
 
Hiernach sind also alle Inhaber einer gültigen ausländischen Fahrerlaubnis aus Nicht 
- EU-/EWR – Mitgliedstaaten  als auch EU-/EWR-Mitgliedstaaten (hier: Niederlande) 
berechtigt, im Bundesgebiet im Umfang ihrer ausländischen Fahrerlaubnis Kfz zu 
führen, und zwar 
 

- ohne Begründung eines ordentlichen inländischen Wohnsitzes (= unter 
Beibehaltung des ausländischen Wohnsitzes) während der Aufenthaltsdauer  

 
- mit Begründung eines ordentlichen inländischen Wohnsitzes besteht diese 

Berechtigung noch sechs Monate 
 

- mit Begründung eines ordentlichen inländischen Wohnsitzes richtet sich die 
weitere Berechtigung zum Führen von Kfz  aufgrund einer EU-/EWR-
Fahrerlaubnis nach § 28 FeV (§ 29 I FeV). 

 
 
4.6.2 Ordentlicher Wohnsitz 
 
Zentraler Anknüpfungspunkt ist das Vorliegen eines ordentlichen Wohnsitzes im 
Ausstellerstaat und fortfolgend in der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Der Inhaber einer ausländischen Fahrberechtigung muss nämlich zum Zeitpunkt der 
Erteilung der Fahrerlaubnis seinen ordentlichen Wohnsitz im Ausstellerstaat gehabt 
haben, da erst dadurch die Zuständigkeit der dortigen Behörden begründet wird.  
 
Definition Ein ordentlicher Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland wird 

angenommen, wenn der Betreffende wegen persönlicher und 
beruflicher Bindungen oder – bei fehlenden beruflichen Bindungen – 
wegen persönlicher Bindungen, die enge Beziehungen zwischen ihm 
und dem Wohnort erkennen lassen, gewöhnlich, das heißt während 
185 Tagen im Jahr, im Inland wohnt (§ 7 I FeV). 
 

Zum Begriff und zu den Erfordernissen eines ordentlichen Wohnsitzes nimmt § 29 
FeV ausdrücklich Bezug auf § 7 I FeV.  
Der Begriff des ordentlichen Wohnsitzes setzt voraus, dass der Betreffende seine 
„Wohnung“ im Inland hat. Dabei kann es sich um ein Eigentum, Mietwohnung, Hotel, 
Apartmenthaus, Wohnen bei Eltern / Verwandten / Bekannten oder Gasteltern  sowie 
um eine Unterkunft von Asylbewerbern handeln. Keine Rolle spielen allerdings die 
aus dem Melderecht stammenden Unterscheidungen nach Erst- und Zweit- bzw. 
Nebenwohnsitz, denn wer im Bundesgebiet auch nur einen Nebenwohnsitz 
begründet (weil seine Familie vielleicht noch im Heimatland bleibt), begründet einen 
ordentlichen Wohnsitz i.S.d. § 7 I FeV. 
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Die Frist beginnt i.d.R. mit dem Datum des Grenzübertritts, der aus Anlass eines 
ständigen inländischen Aufenthaltes erfolgt. Im Sachverhalt wird jedoch auf das 
Meldedatum 01.02.2012 abgestellt. Auch wenn dieser Termin nicht mit der 
tatsächlichen Wohnsitznahme übereinstimmen sollte, so ist er jedenfalls justiziabel. 
 
Laut Sachverhaltsvorgabe zog Wilfried K. mit seiner Familie zum 01.02.2012 in seine 
neue Wohnung in Aachen. Es liegt also ein ordentlicher Wohnsitz sowohl aus 
persönlichen wie auch beruflichen Bindungen vor.  
 
 
4.6.3 Die Regelung des § 28 FeV 
 
Begründet der Inhaber einer in einem anderen Mitgliedstaat der EU / EWR (hier: 
Niederlande) erteilten Fahrerlaubnis einen ordentlichen Wohnsitz im Inland, richtet 
sich seine weitere Berechtigung zum Führen von Kfz nach den § 28 FeV (§ 29 I 
FeV). 
 
Inhaber einer gültigen EU- oder EWR – Fahrerlaubnis, die ihren ordentlichen 
Wohnsitz i.S.d. § 7 I oder II in der Bundesrepublik Deutschland haben, dürfen - 
vorbehaltlich der Einschränkungen nach den Absätzen 2 bis 4 - im Umfang ihrer 
Berechtigung Kfz im Inland führen. Auflagen zur ausländischen Fahrerlaubnis sind 
auch im Inland zu beachten (§ 28 I FeV). 
 
 
4.6.4 Umfang der Berechtigung 
 
Der Umfang der Berechtigung der jeweiligen Fahrerlaubnisklassen ergibt sich gemäß 
§ 28 II FeV aus der Entscheidung vom 25.08.2008 der Kommission über 
Äquivalenzen zwischen bestimmten Klassen von Führerscheinen (ABl. EG Nr. L 270, 
31) in der jeweiligen Fassung. 
Die Äquivalenztabelle gilt nur 

- im Verhältnis der EU-/EWR – Mitgliedstaaten untereinander, 
- wenn und solange der Fahrerlaubnisinhaber seinen ordentlichen Wohnsitz in 

der Bundesrepublik Deutschland hat,  
- in Bezug auf die harmonisierten Klassen. 

 
Im vorliegenden Fall  handelt es sich bei der Bundesrepublik Deutschland und den 
Niederlanden um Mitgliedstaaten der EU. Wilfried K. hat zur Feststellungszeit seinen 
ordentlichen Wohnsitz in Aachen. Nach Sachverhaltsvorgabe fährt er zur fraglichen 
Zeit einen Pkw. Dazu müsste er im Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B sein. Die 
Äquivalenztabelle weist darauf hin, dass die niederländische Klasse B die gleiche 
Berechtigung wie die deutsche Klasse B hat. Hier muss jedoch die Fahrerlaubnis 
nach dem Stand vom 18.03.2010 (also i.S.d. 2. Führerscheinrichtlinie) untersucht 
werden. Wilfried K. ist insoweit im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis. 
 
 
4.6.5 Geltungsdauer 
 
Begründet ein Führerscheininhaber seinen ordentlichen Wohnsitz in einem 
aufnehmenden Mitgliedstaat, in dem die Gültigkeit länger ist als im ausstellenden 
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Mitgliedstaat (oder wo der Führerschein auf Lebenszeit ausgestellt wird), so werden 
im ersten Mitgliedstaat ausgestellte Führerscheine nach Ablauf der ersten 
Gültigkeitsdauer ungültig. Dies basiert auf der Tatsache, dass die ursprüngliche 
Fahrerlaubnis zeitlich befristet ist und dass der Führerschein unabhängig davon, ob 
der Inhaber seinen Wohnsitz verlegt oder nicht, abläuft. Das Führen von Fahrzeugen 
mit einer abgelaufenen Fahrerlaubnis ist nicht zulässig. 
 
Wilfried K. erwarb die Fahrerlaubnis der hier einschlägigen Klasse B am 03.04.1990. 
Sie ist befristet bis 18.03.2020. Obwohl also in Deutschland die entsprechende 
Fahrerlaubnisklasse unbefristet erteilt wird, läuft seine Fahrerlaubnis mit dem 
18.03.2020 ab. Danach ist sie ungültig. 
 
 
Hinweis Zu prüfen bleibt allerdings, ob eine in dem ausländischen Staat erworbene und zeitlich befristete 

Fahrerlaubnis mit Erreichen des Ablaufdatums tatsächlich erlischt oder ob nur der Führerschein 
aus verwaltungstechnischen Gründen (Aktualität des Lichtbildes und der Adresse, Aufbringung 
neuer fälschungserschwerender Merkmale u.Ä.) erneuert werden muss, die eigentliche 
Fahrerlaubnis aber weiterhin Bestand hat. Das muss im Ausstellerstaat ermittelt werden und 
stellt die Polizei womöglich vor unlösbare Probleme1. 

 
 
 
4.7 Ergebnis 
 
Wilfried K. ist bis zum 18.03.2020 im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis. Es liegt 
keine Zuwiderhandlung vor. 
 
Nach dem 18.03.2020 fährt er möglicherweise ohne Fahrerlaubnis. 
 
 

                                            
1  Huppertz VD 9/2010, 248. 
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Pkw mit Wohnanhänger 
 
W.Y. wird mit ihrer Fahrzeugkombination im Rahmen einer allgemeinen Verkehrs-
kontrolle auf der B 55 angehalten und überprüft.  
 
W.Y. ist schweizer Staatsbürgerin mit Wohnsitz in Köln. Dort meldete sie sich am 
01.02.2012 meldete mit ihrer Familie an. Seitdem wohnt sie in der Geißbock – Allee. 
 
Dabei händigt sie den einschreitenden Polizeibeamten seinen Führerschein und die 
Zulassungsbescheinigungen für beide Fahrzeuge aus: 
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Aufgabe: Beurteilen Sie den Sachverhalt aus fahrerlaubnisrechtlicher Sicht. 
 
 
 
1 Vorprüfung 
 
Fraglich ist, ob die schweizerische Fahrerlaubnisklasse B  für das Führen der 
Fahrzeugkombination in Deutschland ausreichend ist?   
 
 
 
2  Grundsatz der Fahrerlaubnispflicht  
 
Gemäß § 2 I Nr. 1 StVG bedarf derjenige, der auf öffentlichen Straßen(2.1) ein Kfz(2.2) 
führt(2.3) der Erlaubnis (Fahrerlaubnis) der zuständigen Behörde (Fahrerlaubnis-
behörde). 
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2.1  Öffentlicher Verkehrsraum 
 
Definition 
 

Öffentlich i.S.d. Straßenverkehrsrechts sind zum einen alle nach dem 
Wegerecht des Bundes und der Länder dem allgemeinen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (= öffentlich-rechtlicher 
Verkehrsraum); zum anderen gehören auch die Verkehrsflächen dazu, 
auf denen ohne Rücksicht auf eine verwaltungsrechtliche Widmung oder 
auf die Eigentumsverhältnisse (Privatgrundstück) auf Grund aus-
drücklicher oder stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten 
die Benutzung durch einen unbestimmten Personenkreis zugelassen ist 
(= tatsächlich-öffentlicher Verkehrsraum). 
Öffentlicher Verkehrsraum ist gegeben, wenn die Benutzung der in 
Rede stehenden Fläche zu Verkehrszwecken für jedermann oder einer 
allgemein bestimmten Personengruppe dauernd oder zeitweise möglich 
ist und auch tatsächlich und nicht nur gelegentlich von jedermann oder 
einer allgemein bestimmten Personengruppe benutzt wird. 
 

 
W.Y. wird im Rahmen einer allgemeinen Verkehrskontrolle auf der B 55 angehalten 
und überprüft. Aufgrund dieser Formulierung ist die Annahme öffentlichen 
Verkehrsraums hinreichend gerechtfertigt. 
 
 
2.2  Kraftfahrzeug 
 
Definition Als Kfz gelten Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt 

werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein (Legaldefinition § 1 II 
StVG). 
 

Bei dem in Rede stehenden Pkw handelt es sich zweifelsohne um ein Kfz. 
 
 
2.3  Führen eines Kfz 
 
Definition Ein Fahrzeug führt, wer es selbst unter bestimmungsgemäßer 

Anwendung seiner Antriebskräfte unter eigener Allein- oder 
Mitverantwortung in Bewegung setzt, um es unter Handhabung seiner 
technischen Vorrichtungen während der Fahrbewegung durch den 
Verkehrsraum ganz oder wenigstens zum Teil zu leiten. 
Minimalbewegung ist erforderlich. 
 

Im vorliegenden Sachverhalt lenkt W.Y. den Pkw unter bestimmungsgemäßer 
Anwendung der Antriebskräfte dieses Fahrzeugs. Da er alleine unterwegs ist, führt er 
es zudem in Alleinverantwortung. W.Y. führt das Kfz i.S.d. Definition. 
 
 
2.4  Erlaubnis- und Ausweispflicht  
 
Inwieweit zum Führen eines Kfz eine Fahrerlaubnis erforderlich ist, ergibt sich aus § 
2 StVG und den ihn ausführenden Vorschriften der §§ 4 ff. FeV. Danach bedarf 
grundsätzlich jeder, der auf öffentlichen Straßen ein Kfz führt, der (Fahr-) Erlaubnis 
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der zuständigen Behörde. Wer das Kfz einer Klasse führt, für die seine Fahrerlaubnis 
nicht gilt, führt es i.S.d. § 21 StVG ohne Fahrerlaubnis.  
 
Die hier einschlägigen Tatbestandsmerkmale wurden bereits oben zutreffend geprüft. 
 
In „Umkehr“ der Vorschrift des § 2 I StVG stellt § 1 FeV klar, dass zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen jeder zugelassen ist, soweit nicht für die Zulassung zu einzelnen 
Verkehrsarten eine Erlaubnis vorgeschrieben ist.  
 
 
 
3 Ausnahmen von der Fahrerlaubnispflicht 
 
Letzteres ergibt sich aus § 4 I FeV. Gleichzeitig beschreibt diese Vorschrift 
abschließend die Ausnahmetatbestände (§ 4 I Satz 2 Nr. 1-3 FeV).  
 
Im vorliegenden Fall liegt jedoch ersichtlich kein Ausnahmetatbestand des § 4 I FeV 
vor.  
 
 
 
4 Einteilung der Fahrerlaubnisklassen 
 
Die Klasseneinteilung ergibt sich aus § 6 I FeV. Danach berechtigt die 
Fahrerlaubnisklasse B zum Führen von Kfz mit einer zGM von nicht mehr als 3500 
kg auch mit Anhänger von nicht mehr als 750 kg.  
 
Wird ein Anhänger mit einer zGM von mehr als 750 kg mitgeführt, darf  die zGM der 
Fahrzeugkombination 3500 kg nicht übersteigen. 
 
Der Pkw weist mit 1930 kg eine zGM von nicht mehr als 3500 kg auf. Damit unterfällt 
er der Fahrerlaubnisklasse B. Aufgrund des mitgeführten Anhängers, dessen zGM 
mehr als 750 kg beträgt, ist fraglich, ob die Fahrerlaubnisklasse B bei 
Zugrundelegung der im Sachverhalt genannten technischen Werte ausreicht oder ob 
nicht vielmehr die Fahrerlaubnisklasse BE einschlägig ist. 
 
Die Summe der zGM des Pkw (= 1930 kg) und des Anhängers (= 1470 kg) bleibt 
unterhalb der für Fahrzeugkombinationen erlaubten Grenze von 3500 kg. Weitere 
Berechnungen sind –im Gegensatz zum alten Fahrerlaubnisrecht- nicht erforderlich. 
 
Daher darf W.Y. die in Rede stehende Fahrzeugkombination mit Klasse B führen.  
 
 
Hinweis Anhand des der Klausur in Kopie beigefügten Führerscheins müssen 

die Bearbeiter selbstständig herausarbeiten, dass W.Y. im Besitz der 
Fahrerlaubnisklasse B und nicht, wie im Sachverhalt gefordert, der 
Klasse BE ist. 
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1.5 Mitführ- und Aushändigungspflicht  des  Führerscheines 
 
Die Fahrerlaubnis ist gemäß § 4 II FeV durch eine amtliche Bescheinigung 
(Führerschein) nachzuweisen. 
 
Der Führerschein ist beim Führen von Kfz mitzuführen und zuständigen Personen 
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
 
Allgemeiner 
Hinweis 

Wird der Führerschein nicht mitgeführt oder zuständigen Personen auf 
Verlangen nicht zur Prüfung ausgehändigt, begeht der Kraftfahrzeug-
führer lediglich eine Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 4 II FeV i.V.m. § 75 Nr. 
4 FeV i.V.m. § 24 StVG (BKat Nr. 168; TBNR 204100 bzw. 204106; VG 
10,- €); die Fahrerlaubnis selbst bleibt unangetastet. 
 

Dieser Verpflichtung ist W.Y. nachgekommen.  
 
 
 
 
6 Besonderheiten 
 
hier: Drittstaaten - Fahrerlaubnis 
 
 
6.1 Die Regelung des § 29 FeV 
 
Im Hinblick auf die Stellung des Straftatbestandes des § 21 StVG innerhalb des StVG 
kann es keinem Zweifel unterliegen, dass das Tatbestandsmerkmal der 
„erforderlichen Fahrerlaubnis“ auf die zuvor genannte Vorschrift des § 2 StVG Bezug 
nimmt. Gemeint ist also die von der zuständigen deutschen Behörde erteilte 
Fahrerlaubnis. Daraus folgt zwingend, dass derjenige, der statt einer solchen 
Fahrerlaubnis nur eine ausländische Fahrberechtigung besitzt, grundsätzlich ohne 
Fahrerlaubnis i.S.d. § 21 StVG fährt.  
Etwas anderes gilt nur dann, wenn diese ausländische Fahrerlaubnis ihn abweichend 
von den in § 2 StVG getroffenen Regelungen zum Führen von Kfz auch im Inland 
berechtigt: 
 
Die Berechtigung, mit einer ausländischen Fahrerlaubnis in der Bundesrepublik 
Deutschland Kfz zu führen, erwächst aus der Vorschrift des § 29 I FeV sowohl für 
Inhaber einer EU-/EWR – Fahrerlaubnis als auch sonstiger ausländischer 
Fahrerlaubnisse (Dritt- / Listenstaaten).  
 
§ 29 I FeV macht einen deutlichen Unterschied zwischen EU-/EWR – Fahr-
erlaubnissen und solchen aus so genannten Drittstaaten. 
Die Schweiz ist kein Mitgliedstaat der EU/EWR, mithin also ein Drittstaat i.S.d. 
Fahrerlaubnisrechts.  
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Inhaber einer gültigen ausländischen Fahrerlaubnis aus Drittstaaten  sind gemäß § 
29 I FeV berechtigt, im Bundesgebiet im Umfang ihrer ausländischen Fahrerlaubnis 
Kfz zu führen, und zwar 
 
- ohne Begründung eines ordentlichen inländischen Wohnsitzes (= unter 

Beibehaltung des ausländischen Wohnsitzes) während der Aufenthaltsdauer  
 
- mit Begründung eines ordentlichen inländischen Wohnsitzes besteht diese 

Berechtigung noch sechs Monate 
 
 
 
6.2 Ordentlicher Wohnsitz 
 
Zentraler Anknüpfungspunkt ist das Vorliegen eines ordentlichen Wohnsitzes im 
Ausstellerstaat und fortfolgend in der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Der Inhaber einer ausländischen Fahrberechtigung muss nämlich zum Zeitpunkt der 
Erteilung der Fahrerlaubnis seinen ordentlichen Wohnsitz im Ausstellerstaat gehabt 
haben, da erst dadurch die Zuständigkeit der dortigen Behörden begründet wird.  
 
Definition Ein ordentlicher Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland wird 

angenommen, wenn der Betreffende wegen persönlicher und 
beruflicher Bindungen oder – bei fehlenden beruflichen Bindungen – 
wegen persönlicher Bindungen, die enge Beziehungen zwischen ihm 
und dem Wohnort erkennen lassen, gewöhnlich, das heißt während 
185 Tagen im Jahr, im Inland wohnt (§ 7 I FeV). 
 

Zum Begriff und zu den Erfordernissen eines ordentlichen Wohnsitzes nimmt § 29 
FeV ausdrücklich Bezug auf § 7 I FeV.  
Der Begriff des ordentlichen Wohnsitzes setzt voraus, dass der Betreffende seine 
„Wohnung“ im Inland hat. Dabei kann es sich um ein Eigentum, Mietwohnung, Hotel, 
Apartmenthaus, Wohnen bei Eltern / Verwandten / Bekannten oder Gasteltern  sowie 
um eine Unterkunft von Asylbewerbern handeln. Keine Rolle spielen allerdings die 
aus dem Melderecht stammenden Unterscheidungen nach Erst- und Zweit- bzw. 
Nebenwohnsitz, denn wer im Bundesgebiet auch nur einen Nebenwohnsitz 
begründet (weil seine Familie vielleicht noch im Heimatland bleibt), begründet einen 
ordentlichen Wohnsitz i.S.d. § 7 I FeV. 
 
Die Frist beginnt i.d.R. mit dem Datum des Grenzübertritts, der aus Anlass eines 
ständigen inländischen Aufenthaltes erfolgt. Im Sachverhalt wird jedoch auf das 
Meldedatum 01.02.2012 abgestellt. Auch wenn dieser Termin nicht mit der 
tatsächlichen Wohnsitznahme übereinstimmen sollte, so ist er jedenfalls justiziabel. 
 
Laut Sachverhaltsvorgabe zog W.Y. mit ihrer Familie zum 01.02.2012 in seine neue 
Wohnung in Köln. Es liegt also ein ordentlicher Wohnsitz sowohl aus persönlichen 
wie auch beruflichen Bindungen vor.  
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6.3 Umfang der Berechtigung 
 
Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis dürfen gemäß § 29 I Satz 1 FeV „im 
Umfang ihrer Berechtigung“ in der Bundesrepublik Kfz führen. Daraus folgt, dass bei 
der Ermittlung der Fahrberechtigung das Recht des Entsendestaates zugrunde 
gelegt wird (= mitgebrachtes Recht). 
Der vorgelegte Führerschein beschreibt den Berechtigungsumfang mit der dortigen 
Klasse B. Nach Artikel 3 der Verkehrszulassungsverordnung der Schweiz1 und 
entsprechend auch der grafischen Erläuterung auf dem vorgelegten Führerschein 
entspricht dies der hiesigen Fahrerlaubnisklasse B. 
 
Nach dieser Vorschrift ist W.Y. also grundsätzlich berechtigt, während ihres 
Aufenthaltes die entsprechenden Kfz zu führen. 
 
 
6.4 Die 6-Monats-Frist 
 
Allerdings besteht die Berechtigung im Bundesgebiet im Umfang ihrer ausländischen 
Fahrerlaubnis Kfz zu führen für Inhaber einer gültigen ausländischen Fahrerlaubnis 
aus Drittstaaten  nach Begründung eines ordentlichen inländischen Wohnsitzes nur 
noch sechs Monate gerechnet ab dem Meldedatum (hier: 01.02.2012). 
 
Danach ist die aus § 29 I FeV resultierende Übergangsfrist abgelaufen mit der Folge, 
dass W.Y. seit 01.08.2012 nicht mehr im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis ist.  
 
 
 
7 Zwischenergebnis 
 
W.Y. ist nicht im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis.  
 
 
 
8 Strafbarkeit der W.Y. nach § 21 StVG 
 
8.1  Obersatz 
 
Aus der Vorprüfung ergibt sich, dass W.Y. im Verdacht steht, sich durch das Führen 
der genannten Fahrzeugkombination i.S.d. § 21 I Nr. 1 StVG – Fahren ohne 
Fahrerlaubnis - strafbar gemacht zu haben.  
 
 
8.2  Objektiver Tatbestand 
 
Dazu müsste er im öffentlichen Straßenverkehr ein Kfz geführt haben, ohne im Besitz 
der dazu erforderlichen Fahrerlaubnis zu sein. 
 
 
 
                                            
1  Verordnung über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Straßenverkehr vom 27.10.1976 

(Stand: 01.01.2012). 
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Die einschlägigen Tatbestandsmerkmale wurden bereits sämtlich mit folgendem 
Ergebnis geprüft:  
 
W.Y. hat den objektiven Tatbestand des § 21 I Nr. 1 StVG erfüllt.  
 
 
 
 
8.3 Subjektiver Tatbestand 
 
Der subjektive Tatbestand des § 21 I Nr. 1 StVG ist erfüllt, wenn der Täter vorsätzlich 
gehandelt hat. Vorsatz ist der Wille zur Verwirklichung eines Straftatbestandes in 
Kenntnis aller seiner objektiven Tatumstände.  
 
Im Falle des § 21 II Nr. 1 StVG genügt jedoch bereits die fahrlässige Tatbestands-
verwirklichung. 
 
 
 
8.4 Rechtswidrigkeit und Schuld 
 
Rechtfertigungs- und Schuldausschließungsgründe sind im Sachverhalt nicht 
erkennbar. 
 
 
 
8.5 Schlusssatz (Ergebnis) 
 
Somit hat sich W.Y. i.S.d. § 21 I Nr. 1 StVG strafbar gemacht. Dies ist ein Vergehen 
und Offizialdelikt. 
 
 
Bemerkung Für die fahrerlaubnisrechtliche Beurteilung dieses Sachverhaltes spielt 

die Anzahl der Achsen sowohl der Kombination insgesamt als auch der 
einzelnen Fahrzeuge (insbesondere des Anhängers) keine Rolle. Des 
Weiteren ist eine etwaige Überladung i.S.e. Überschreitung der zGM, 
der Achslasten oder der Anhängelast unbeachtlich. 
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